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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament im August 2021 den Entwurf des
Bundesbeschlusses zur Änderung des Abkommens mit der Europäischen Gemeinschaft
über Zollerleichterungen und Zollsicherheit (ZESA). In seiner Botschaft erklärte der
Bundesrat, dass gewisse Neuerungen der EU-Zollsicherheitsmassnahmen eine
Aktualisierung des Abkommens mit der EU, das aus dem Jahr 2009 datiert, nötig
machen würden. Im Rahmen des Zollsicherheitsraums mit der EU, zu dem die Schweiz
gehört, wenden alle Parteien gleichwertige Zollsicherheitsvorschriften an und
verzichten untereinander auf Zollsicherheitsmassnahmen. Gegenüber Drittstaaten
würden jedoch im Import- und Exportverkehr Vorabanmeldungen von Sicherheitsdaten
verlangt, die für die Erstellung von Risikoanalysen genutzt werden, führte die Botschaft
aus. Da in der EU 2013 der neue Unionszollkodex in Kraft trat, müsse die Schweiz das
ZESA anpassen, um die Gleichwertigkeit mit dem EU-Recht zu gewährleisten. Dadurch
werde auch die Zollsicherheit im internationalen Warenverkehr erhöht, die Zoll-
Kooperation mit der EU verbessert und die Digitalisierung der Zollprozesse fortgesetzt.
Eine Übernahme sei auch notwendig, weil sonst eine Sicherheitslücke entstehen könne,
auf die eine andere Vertragspartei mit Ausgleichsmassnahmen reagieren dürfte;
beispielsweise könnte die EU die Schweiz wie einen Drittstaat behandeln und
Vorabanmeldungen für den ganzen Schweizer Warenverkehr mit der EU voraussetzen.
Konkret umfasste die Anpassung die Beteiligung der Schweiz am Import Control System
2 der EU, das in drei Etappen implementiert werden soll und den Zielen des
Transformationsprogramms DaziT der EZV entspreche, teilte der Bundesrat mit. Da
aufgrund einer Neuerung der EU im Bereich des Flugverkehrs bereits im März 2021 eine
angepasste Rechtsgrundlage für das bilaterale Verhältnis habe vorliegen müssen, wende
man den vorliegenden Beschluss des gemischten Ausschusses bereits seit dem 15. März
2021 vorläufig an. Der Bundesrat hatte auf eine Vernehmlassung der Änderung des ZESA
verzichtet, weil die Position der interessierten Kreise bereits 2009 im Rahmen der
Einführung des ZESA erfasst worden waren und es sich beim neuen Beschluss nur um
eine Aktualisierung desselben handle. 
Der Nationalrat nahm sich in der Wintersession 2021 des Beschlusses an, der von der
APK-NR einstimmig zur Annahme empfohlen worden war. Kommissionssprecher
Regazzi (mitte, TI) nannte drei Gründe für den einstimmigen Entscheid der Kommission:
Erstens sei die Aktualisierung das Resultat einer einvernehmlichen Verhandlung des
gemischten Wirtschaftsausschusses. Zweitens sende die Annahme dieser Änderung der
EU ein wichtiges Zeichen, dass die Schweiz weiterhin «dabei» sei. Drittens bringe die
Änderung der Schweiz Vorteile, was für die Kommission das wichtigste Argument
gewesen sei. Bundesrat Maurer machte die grosse Kammer darauf aufmerksam, dass es
sich eher um eine technische Formalität handle, die das Exportgeschäft für die
Wirtschaft stark vereinfache – die ansonsten notwendigen Voranmeldungen seien
logistisch gar nicht zu bewältigen. Der Nationalrat zeigte sich überzeugt und nahm den
Bundesbeschluss einstimmig an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2021
AMANDO AMMANN

1) AB NR, 2021, S. 2660; BBl, 2021 2071; Medienmitteilung APK-NR vom 9.11.21
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